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Kapitel I 

Einleitung 

A. Fragestellung 

Kann ein Erblasser sterben, ganz ohne daß seine nahen Angehörigen et-
was aus dem Nachlaß erhalten? Diese Frage behandelt das Pflichtteils-
recht. Der Begriff stammt aus dem deutschen Gesetz. Auch im englischen 
Recht gibt es einen Anspruch auf finanzielle Zuwendung gegen den Wil-
len des Erblassers, dort freilich unter der Einschränkung, daß der An-
spruchsberechtigte nicht angemessen versorgt ist. Der entsprechende Be-
griff lautet family provision. Diese beiden Rechtsinstitute weisen viele 
Ähnlichkeiten auf, die die vorliegende Arbeit untersucht. Dabei werden 
im Interesse eines umfassenden Vergleiches auch solche Normen erfaßt, 
die zwar nicht in den Paragraphen über das Pflichtteilsrecht bzw. über die 
family provision zu finden sind, aber ebenso einen Anspruch gegen den 
Willen des Erblassers gewähren. 

B. Aufbau der Arbeit 

Im folgenden werden unter II. zunächst diejenigen Grundsätze des deut-
schen und englischen Rechtes dargestellt, die für ein tieferes Verständnis 
der gesetzlichen Regelungen des Pflichtteilsrechts und der family Provisi-
on unentbehrlich sind. Hierzu gehören die Entwicklung der Testierfreiheit 
und ihrer Grenzen, denn sowohl das deutsche Pflichtteilsrecht als auch die 
englische family provision bilden die bedeutendste Schranke dieser Te-
stierfreiheit (unten II. A.). Ein weiterer wichtiger Aspekt ist der Unter-
schied zwischen der deutschen Gesamtrechtsnachfolge, also dem automa-
tischen Übergang des Nachlasses auf die Erben, und der englischen Ver-
teilung der Erbschaft durch einen Nachlaßverwalter (unten II. B.). 

Schließlich gilt es, in beiden Rechtsordnungen den Grundsatz der Fa-
milienerbfolge zu betrachten (unten II. C.). Nach diesen Grundsätzen ist 
das gegenwärtige deutsche Pflichtteilsrecht dargestellt (unten III.), dann 
das englische Recht der family provision (unten IV.). Dabei wird als er-
stes geprüft, welche Personen überhaupt einen Anspruch auf einen 
Pflichtteil oder auf family provision haben können (unten III. A. und IV. 



2 I. Einleitung 

A.). Es schließt sich die Frage an, welcher Umstand den Anspruch aus-
löst: in Deutschland die Enterbung, in England die ungenügende Versor-
gung (unten III. B. und IV. B.). Dies wird zusammen mit der Höhe des 
Anspruches behandelt, denn im englischen Recht bildet sie das Spiegel-
bild der bisherigen ungenügenden Versorgung. Danach werden einige 
Folgefragen geklärt: Der Abschnitt »Art des Anspruches« beschäftigt sich 
damit, ob der Berechtigte einen dinglichen Anteil am Nachlaß, nur einen 
schuldrechtlichen Anspruch oder einzelne Gegenstände erhält und ob er 
beliebig darüber verfügen darf (unten III. C. und IV. C.). Das Kapitel 
»Pflichtteilslast« erörtert, welcher Erbe die wirtschaftlichen Einbußen zu 
tragen hat, die durch die Ansprüche des Enterbten bzw. nicht angemessen 
Versorgten entstehen (unten III. D. und IV. D.). Unter »Schutz der ande-
ren Berechtigten« wird folgendes Problem diskutiert: Der Anspruch des 
Pflichtteilsberechtigten bzw. unzureichend Versorgten vermindert den 
Nachlaß. Aber auch andere Erben können zum Kreis derjenigen gehören, 
die einen Anspruch auf den Pflichtteil bzw. family provision gehabt hät-
ten, wenn der Erblasser sie enterbt bzw. ungenügend bedacht hätte. Daher 
sorgen beide Rechtsordnungen dafür, daß diesen Personen ein unverzicht-
barer Anteil am Nachlaß verbleibt. Denn die Anspruchsteller dürfen sich 
am Ende nicht besser stehen als die Erben selbst (unten III. E. und IV. E.). 

Der Abschnitt »Schutz des Pflichtteilsberechtigten vor Umgehungen 
durch den Erblasser« behandelt die Vorkehrungen der Gesetze dagegen, 
daß der Erblasser vor seinem Tod sein Vermögen verschenkt und damit 
die Ansprüche des Enterbten bzw. unangemessen Versorgten zur Makula-
tur werden läßt (unten III. F. und IV. F. ). Schließlich folgen noch der 
vertragliche Ausschluß des Rechts (unten III. G. und IV. G.) und die zeit-
liche Begrenzung des Anspruches (unten III. H. und IV. H.). Am Ende der 
einzelnen Abschnitte des englischen Länderberichtes sind die Gemein-
samkeiten und Unterschiede zwischen den Rechtsordnungen herausgear-
beitet. Schließlich folgt unter V. die Abwägung, welche Regelung vorteil-
hafter ist; am Ende der Arbeit steht eine Zusammenfassung der gewonne-
nen Ergebnisse. 

Denjenigen Leser, der sich fragt, ob das deutsche Recht nach engli-
schem Vorbild geändert werden sollte, mag das Kapitel V, die Abwägung, 
besonders interessieren. Wer nach einer Begründung sucht, warum eine 
Beschränkung der Testierfreiheit überhaupt sinnvoll ist, sei auf die aus-
führliche Diskussion in England zu diesem Thema verwiesen (unten II. A. 
2. b] bb]). Derjenige Leser schließlich, der ohne weitere juristische Vor-
kenntnisse die Denkweise beider Rechtsordnungen sowie die geschichtli-
chen und gesellschaftlichen Hintergründe kennenlernen möchte, kann dies 
in dem ersten Grundsatzkapitel unter dem Stichwort »Testierfreiheit und 
ihre Grenzen« (II. A.) tun, und zwar im deutschen Teil hinsichtlich der 
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Geschichte und der Gesetzeszwecke (II. A. 1. a] und b]), im englischen 
Teil hinsichtlich der Geschichte (II. A. 2. a]). Im englischen Grundsatzteil 
eignet sich hierzu weiter die geschichtliche Bildung des Begriffes des 
Nachlaßverwalters (II. B. 2. b]) und das Fehlen des Güterstandes im eng-
lischen Recht (C. 2. b] cc]). 




